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2. Kapitel Funktionen der Rechnungslegung 1

Erstes Kapitel

Einleitung

1. Problemstellung

Die deutsche Rechnungslegung bildet derzeit einen zentralen Diskussionsge­
genstand von Betriebswirten, Juristen und in Unternehmen. Zahlreiche Publi­
kationen sowie Beiträge in der Fachliteratur und der Wirtschaftspresse befas­
sen sich eingehend mit Darstellungen und Vergleichen der Systeme verschie­
dener internationaler Institutionen1, vor allem des FASB und des IASC, mit 
der deutschen Rechnungslegung und treffen Aussagen über die Qualität der 
deutschen Regelungen2.

1 Vgl. Born, Rechnungslegung international, 1999; Eggloff, Bilanzierung nach HGB, US- 
GAAP und IAS um Vergleich, 1999; Epstein/Mirza, IAS 99, 1999; 
Förschle/Kroner/Rolf, Internationale Rechnungslegung, 1999; Pellens, Internationale 
Rechnungslegung, 1999; Niehus/Thyll, Konzemabschluß nach US-GAAP, 1998; Sel- 
chert, Internationale Rechnungslegung, 1998; Auer, International harmonisierte Rech­
nungslegung, 1997; Baetge, Rechnungslegung nach International Accounting Standards, 
1997; Baukniann/Mandler, Internationale Accounting Standards, 1997; Busse von Col- 
be/Seeberg, Vereinbarkeit internationaler Konzernrechnungslegung mit handelsrechtli­
chen Grundsätzen, 1997; Demming, Grundlagen der internationalen Rechnungslegung, 
1997; Hayn, Internationale Rechnungslegung, 1997; KPMG, Rechnungslegung nach US- 
GAAP, 1997; Risse, International Accounting Standards für den deutschen Konzer­
nabschluß, 1997; Vigelius, HGB, US-GAAP, IAS, 1997; Glaum/Mandler, Rechnungsle­
gung auf internationalen Kapitalmärkten, 1996; Siebert, Grundlagen der US- 
amerikanischen Rechnungslegung, 1996; Harris, International Accounting Standards ver­
sus US-GAAP Reporting, 1995; IDW, Rechnunglegung nach International Accounting 
Standards, 1995; FASB, The IASC-U.S. Comparison Project, 1995; Wollmert, IASC- 
Rechnungslegung, 1995; Haller, Die Grundlagen der externen Rechnungsl egung in den 
USA, 1994; Weber/Küting, Internationale Bilanzierung, 1994; Sonnemann, 1989 sowie 
weitere Aufsätze und Einzelbeiträge in Fachzeitschriften .

2 Mit teilweise drastischen Formulierungen. Krumnow spricht von “provinzieller” und 
“hausbackener” Bilanzierung, vgl. Krumnow, Konzerne, 1996, S. 18; ders., Globalität, 
1996, S. 5, Claussen nennt sie "puritanisch", vgl. Claussen, So mußte es kommen!, 
1993, S. 279 f. Auf der anderen Seite wird das deutsche Rechnungslegungsrecht als “ ü- 
berlegen” angesehen, vgl. Moxter, Standort Deutschland, 1995. Siehe weiterhin die Ein­
zelbeiträge in Ballwieser, US-amerikanische Rechnungslegung, 1998 und Schruff, B i- 
lanzrecht unter dem Einfluß internationaler Reformzwänge, 1995.

Hintergrund dieser Entwicklung ist die für große, deutsche Unternehmen ge­
stiegene Bedeutung der internationalen Kapitalmärkte. Diese Unternehmen 
drängen darauf, auf möglichst allen Finanzmärkten der Welt präsent zu sein, 
vor allem auf dem US-Kapitalmarkt an der New York Stock Exchange 
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(NYSE)3. Als Motive einer solchen Notierung werden die Verbreiterung der 
Aktionärsbasis und eine Verminderung der Kapitalkosten genannt4.

3 Vgl. Budde, Eigene Wege, 1996, S. 81; von Rosen, Harmonisierung internationaler Bi­
lanzierungsstandards, 1995, S. 506; Busse von Colbe, Internationalisierung ihrer Rech­
nungslegung, 1995, S. 552; Küting/Hayn, Eintrittskarte, 1995, S. 662-664; Liener, In­
ternationale Unternehmen, 1992, S. 270.

4 Vgl. Hartmann, Ausrichtung der Rechnungslegung, 1998, S. 264; von Rosen, Harmoni­
sierung internationaler Bilanzierungsstandards, 1995, S. 507; Liener, Aktien gleichmä­
ßig in der Triade verteilen, 1993, S. If.; Ordelheide, Meinungsspiegel, 1993, S. 438; 
Liener, Internationale Unternehmen, 1992, S. 270; Piltz, Harmonisierung der Rech­
nungslegung, 1990, S. 289.

5 Vgl. zum Begriff und zur Zielsetzung Pellens, Internationale Rechnungslegung, 1999, S. 
361-374 sowie allgemein zur Entwicklung Glaum/Mandler, Harmonisierung, 1995; No­
bes, Harmonization of Financial Reporting, 1995, S. 117ff; Havermann, Internationale 
Entwicklungen, 1994, S. 665ff.; Krumnow, Rechnungslegung, 1994, S. 697f.; Piltz, 
Harmonisierung der Rechnungslegung, 1990, S. 291 ff.; zur Kritik daran vgl. Al berth, 
Gläubigerbilanzen, 1998, S. 821.

6 Vor allem durch das inzwischen in Kraft getretene Kapitalaufnahmeerleichterungsgesetz 
(KapAEG) halten die internationalen Bestimmungen Einzug in das deutsche Bilanzrecht, 
vgl. BGBL. I 1998, S. 707ff.; § 292a HGB. Zu den damit verbundenen Problemen und 
rechtlichen Konsequenzen, vgl. Ordelheide, Wettbewerb, 1998, S. 28-30; Busse von 
Colbe, Internationalisierung, 1997, S. 425-428; Ordelheide, Internationalisierung der 
Rechnungslegung, 1996, S. 545-552; Küting/Hayn, Eintrittkarte, 1995, S. 671f.; Kü- 
ting, Problematik internationaler Rechtsangleichung, 1994, S. 73ff.

7 Vgl. Busse von Colbe, Harmonisierung ihrer Rechnungslegung, 1995, S. 563; Forster, 
Meinungsspiegel, 1993, S. 433; Funk, Meinungspiegel, 1993, S. 434.

8 Vgl. Hommel, Bilanzierung, 1998, S. 11; Moxter, Standort Deutschland, 1995, S. 34; 
Schildbach, Rechnungslegungsideale, 1995, S. 2637; Wüstemann, Imparitätsprinzip, 
1995, S. 1032; Schreiber, Angleichung, 1993, S. 156; Beisse, Gläubigerschutz, 1993, S. 
85. Alberth spricht deswegen von Umstellung, vgl. Alberth, Gläubigerbilanzen, 1998, S. 
821.

9 Vgl. die Diskussion bei Scherrer, Konzernrechnungslegung, 1994, S. 8-14.

Die dadurch ausgelösten „internationalen Harmonisierungsbestrebungen“5 in 
der Rechnungslegung sind inzwischen schon weit fortgeschritten6. Es ist aller­
dings fraglich, welche Bestrebungen eigentlich in diesem Begriff verborgen 
sind. Harmonisierung (oder besser: Vereinheitlichung) der Rechnungslegung 
ist ökonomisch nur dann von Vorteil, wenn ihr Nutzen die Kosten überwiegt. 
Der einzig deutlich erkennbare Nutzen einer Vereinheitlichung der internatio­
nalen Harmonisierung im Rechnungslegungsbereich liegt aber in der besseren 
Vergleichbarkeit der wirtschaftlichen Lage von Unternehmen aus verschiede­
nen Ländern7. Ein solches Ergebnis erscheint unter den Zielen Ausschüttungs­
bemessung bzw. Steuerbemessung, welche für deutsche Einzelabschlüsse an 
oberster Stelle genannt werden8, kaum notwendig. Lediglich im Rahmen der 
Konzemabschlüsse, mit denen in Deutschland das Ziel der Informationsweiter­
gabe verfolgt wird9, könnte daher das Ziel der Vergleichbarkeit von Unter­
nehmensabschlüssen überhaupt diskutiert werden.
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Eine bessere Vergleichbarkeit bringt allerdings für denjenigen Vorteile, der 
sich entweder mit Investitionsvorhaben in entsprechende Anlageobjekte be­
schäftigt oder auf eine andere Art mit einem Unternehmen eine Geschäftsbe­
ziehung aulbauen will, z.B. durch Kreditgewährungen oder bei Gemein­
schaftsprojekten. Insbesondere von den Akteuren auf Kapitalmärkten werden 
daher einheitliche Standards von Rechnungslegungsnormen gefordert, weil die­
se keine Vergleichskosten für verschiedene Rechnungslegungssysteme verursa­
chen und somit nutzensteigemd wirken10. Insofern ist es auch nicht verwunder­
lich, daß an der NYSE die einzureichenden Abschlüsse nach dem gleichen, 
einheitlichen Normensystem aufgestellt werden müssen, in diesem Fall den 
US-GAAP11. Diese sind nach Aussage des Chairman’s der amerikanischen 
Börsenaufsichtsbehörde (Security Exchange Commission, SEC) das beste 
Rechnungslegungssystem der Welt12, wobei bei dieser Aussage nicht nach 
Zwecken der Rechnungslegung differenziert wurde und somit die Zielsetzung 
der amerikanischen Rechnungslegung offensichtlich als höherrangig gegenüber 
Zielsetzungen anderer Rechnungslegungssysteme eingestuft wird.

10 Siehe dazu Havermann, Internationalisierung, 1997, S. 526f; Kübler, Vorsichtsprinzip, 
1995, S. 367; Biener, Rezeption der US GAAP, 1995, S. 87; Forster, Meinungsspiegel, 
1993, S. 433; Piltz, Harmonisierung der Rechnungslegung, 1990, S. 289ff.

11 Die Zulassung einer Überleitungsrechnung fuhrt materiell zu keinem anderen System. 
Man beachte aber den Einwand von Liener bzgl. einer nur oberflächlichen Vergleichbar­
keit von Unternehmen aus unterschiedlichen Kulturkreisen, siehe Liener, Internationale 
Unternehmen, 1992, S. 277. sowie Großfeld, Bilanzziele, 1994, S. 800.

12 "... everyone agrees that the American financial reporting system is the worl d's best.”, 
Vortrag von Arthur Levitt, Chairman der SEC, am 8.10.1997 in New York/USA. Der­
selbe betont an anderer Stelle, daß nur die US-GAAP umfassende, zeitnahe und wahr­
heitsgetreue Informationen bieten, vgl. o.V., Amerikas Börsen, 1995, S. 19.

13 Vgl. IASC, International Accounting Standards 1998, Constitution, par. 2; Haller, I- 
ASC, 1993, S. 1297L; Küting, Problematik internationaler Rechtsangleichung, 1994, S. 
73.

14 Einheitlich ist hier im Sinne einer identischen nationalen Umsetzung und Auslegung der 
Normen in allen Teilnehmerländern gemeint.

15 Siehe auch Küting/Hayn, Eintrittskarte, 1995, S. 662; van Hülle, Harmonization, 1993, 
S. 387; o.V., Meinungsspiegel, 1993, S. 427; Stein, Meinungsspiegel, 1993, S. 439.

Außerdem stehen mit den IAS ebenfalls anglo-amerikanisch geprägte Rech­
nungslegungsnormen im Zentrum der Diskussion. Deren Herausgeber, das I- 
ASC, hat sich das Ziel gesetzt, weltweit einheitliche und gemeinsam entwickel­
te Rechnungslegungsgrundsätze zu schaffen, die den Bedürfnissen aller Kapi­
talmärkte gerecht werden13. Innerhalb von Europa ist zwar mit der 4. und der 
7. EG-Richtlinie ebenfalls ein einheitliches Grundsystem geschaffen worden; 
weil die Umsetzung dieser Normen in nationales Recht mit zahlreichen Wahl­
rechten verbunden war, kann indes nicht von einer einheitlichen14 Rechnungs­
legung in Europa gesprochen werden15. Die EU hat dies erkannt und unter­
stützt inzwischen das IASC und die von diesem Gremium geschaffenen Nor­


